
Neue Justiz 8/87 331

pflege- und Sicherheitsorganen. Durch ein abgestimmtes Vor­
gehen, insbesondere bei der Aufdeckung und Aufklärung von 
Rechtsverletzungen, wurden die Anstrengungen bei der Kri­
minalitätsvorbeugung und bei der Gewährleistung von Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit in den Kombinatsbetrieben 
wesentlich unterstützt. Bewährt hat sich auch die Zusam­
menarbeit bei der Vorbereitung und Durchführung von Straf­
verfahren gegen Mitarbeiter des Kombinats, wenn es um die 
Auswahl und Beauftragung befähigter Kader als gesellschaft­
liche Ankläger, gesellschaftliche Verteidiger oder Kollektiv­
vertreter ging. Dabei wurden begünstigende Bedingungen für 
Gesetzesverletzungen insbesondere in denjenigen Bereichen 
ausgeräumt, in denen die Leitungstätigkeit nicht konsequent 
genug auf die Einhaltung der Arbeitsdisziplin und die um­
sichtige Erfüllung der jeweiligen Pflichten am konkreten 
Arbeitsplatz gerichtet ist, in denen der sozialistische Wettbe­
werb nur formal geführt wird und wo Weisungen zur Festi­
gung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit sowie zum 
Schutz der materiellen und finanziellen Fonds nicht umfas­
send durchgesetzt werden.

Im VEB Kombinat Minol wird alles unternommen, um 
auf vielfältige Art und Weise Sicherheit und Ordnung bei 
der Erfüllung der Versorgungsaufgaben jederzeit und auf al­
len Gebieten zu gewährleisten. Dem dienen die hier genann­
ten Maßnahmen, deren Wirksamkeit regelmäßig auf zentra­
len IntensiVierungs- und Sicherheitskonferenzen eingeschätzt 
wird. So wurde auf der IntensiVierungs- und Sicherheitskon­
ferenz im Mai 1986 die einheitliche Entwicklungsrichtung 
und langfristige Intensivierungskonzeption zur Durchfüh- 
r.ung der Beschlüsse des XI. Parteitages der SED 1986 bis 1990 
beraten und festgelegt. Davon ausgehend werden in den 
Kombinatsbetrieben analoge Konferenzen durchgeführt, auf 
denen auch das auf dem Gebiet der Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit Erreichte abgerechnet und Nichterreichtes kritisch 
gewertet wird.

Die gesamte Arbeit auf diesem Gebiet wird im VEB Kom­
binat Minol maßgeblich unterstützt durch die beim General­
direktor gebildete zentrale Arbeitsgruppe „Kriminalitätsbe­
kämpf ung“ und durch die Rechtspflege- und Sicherheitsak­
tive bei den Betriebsdirektoren. Ihr Hauptanliegen ist die 
Einflußnahme auf die Entscheidungsvorbereitung und -fin- 
dung zur Verhinderung von Rechtsverletzungen jedweder 
Art. Eine wichtige Arbeitsmethode ist der auf analytischen 
Erkenntnissen beruhende Erfahrungsaustausch und die Ab­
leitung prophylaktischer Maßnahmen.
KLAUS PRIEBE,
Hauptbuchhalter des VEB Kombinat Minol

Komplexe Arbeitsweise des Staatsanwalts 
zum Schutz des sozialistischen Eigentums 
bei der Überprüfung von KK-Beschlüssen
In der staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit kommt der Über­
prüfung der Entscheidungen der gesellschaftlichen Gerichte 
seit jeher große Bedeutung zu. Sie wächst im Interesse der 
Erschließung aller Potenzen und Reserven für die Sicherung 
eines kontinuierlichen Wirtschaftswachstums.*

Erhöhte Aufmerksamkeit erfordert der sichere Schutz der 
volkswirtschaftlichen Werte. Die Konfliktkommissionen lei­
sten auf diesem Gebiet einen umfangreichen Beitrag. Einen 
Schwerpunkt bildet die materielle Verantwortlichkeit.

Deshalb sehen wir eine Aufgabe in der besonderen Sorge 
für die Gesetzlichkeit und Wirksamkeit dieser Entscheidun­
gen. Dem dient, wenn die Beschlußüberprüfung nicht auf die 
arbeitsrechtliche Seite beschränkt wird, sondern sich gene­
rell auch darauf erstredet, ob das für den Eintritt des Scha­
dens ursächliche arbeitspflichtverletzende Handeln des Werk­
tätigen gleichzeitig den Tatbestand einer Straftat darstellt.

Die hierbei im Kreis Waren (Müritz) gewonnenen Erfah­
rungen soll ein spezielles Beispiel verdeutlichen.

Aus einem Konfliktkommissionsbeschluß wegen materiel­
ler Verantwortlichkeit ging hervor, daß der Werktätige in 
der Arbeitszeit unter Alkoholeinfluß durch „mutwillige 
Handlungen“ Produktionseinrichtungen beschädigt und Ko­
sten in Höhe von 391 M verursacht hatte. Weiter ergab sich 
aus dem Beschluß, daß dadurch auch ein Produktionsausfall 
von über 10 000 M entstanden war.

Die erforderliche Anzeige war vom Betrieb nicht erstat­
tet worden. Die durch den Staatsanwalt beigezogenen Unter­
lagen des Betriebes bestätigten den Straftatverdacht. Im Er­
gebnis des eingeleiteten Strafverfahrens wurde der Ange­
klagte wegen Wirtschaftsschädigung (§ 166 Abs. 1 StGB) ver­
urteilt.

Bei der Verfahrensauswertung mit leitenden Kadern aller 
größeren Betriebe im Kreis stand ihre Verantwortung für die 
Feststellung, Untersuchung und Beurteilung von volkswirt­
schaftlichen Schäden im Betrieb im Mittelpunkt. Dieses Ver­
fahren war auch Gegenstand einer Schulung mit Vorsitzen­
den von Konfliktkommissionen. Durch diese Auswertungen 
erhielt der Staatsanwalt weitere Informationen über ähnli­
che Schadensfälle im Kreis. So informierte z. B. ein Meister 
darüber, daß ein Kranführer, der das Hebezeug unter Alko­
holeinfluß bedient hatte, ein wertvolles Werkstück beschä­
digt hatte. Der Schaden betrug 25 000 M. Der Meister hatte 
den Vorfall schriftlich dem Betriebsleiter gemeldet, der dar­
auf aber nicht reagierte. In einem anderen Fall wies der Vor­
sitzende einer Konfliktkommission auf bei diesem gesell­
schaftlichen Gericht anhängige Arbeitsrechtssachen hin, bej 
denen ebenfalls der Verdacht auf Straftaten vorliegen könnte.

Aus der zusammenhängenden Betrachtung dieses Verfah­
rens und im Hinblick darauf, daß die Strafverfolgungsorgane 
teilweise durch Beschlüsse der Konfliktkommissionen auf 
die Straftaten aufmerksam wurden, ist für die Anwendung 
des Arbeitsrechts folgendes zu beachten:

Die anschließenden Untersuchungen über die strafrechtli­
che Verantwortlichkeit stellen immer auch die Entscheidung 
der Konfliktkommission in Frage, da beim Vorliegen einer 
Straftat die materielle Verantwortlichkeit in der Regel über 
den Betrag eines monatlichen Tariflohns hinausgehen (§ 261 
Abs. 3, 263 AGB) oder beim Vorliegen zivilrechtlicher Ver­
antwortlichkeit den gesamten Schaden umfassen wird (z. B. 
bei unbefugtem Benutzen von Fahrzeugen).

Selbst wenn eine Straftat nicht vorliegt, wird bei den ge­
schilderten Sachverhalten allein schon wegen des zumeist hö­
heren Schadens oder wegen anderer gravierender Umstände 
(vorsätzliche Pflichtverletzung) auch in Fällen der einfachen 
arbeitsrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit (§ 261 
Abs. 2 AGB) regelmäßig die volle Höhe des monatlichen Ta­
riflohns in Betracht kommen.

Ein Einspruch gegen den Konfliktkommissionsbeschluß 
wird also dann erforderlich, wenn im Ergebnis nachfolgen­
der Untersuchungen eine andere als die bereits vorliegende 
Entscheidung zur arbeitsrechtlichen materiellen Verantwort­
lichkeit getroffen werden muß. Sind die Untersuchungen (An­
zeigeprüfung, Ermittlungsverfahren) innerhalb der dreimo­
natigen Einspruchsfrist nicht abgeschlossen, dann muß vor­
sorglich Einspruch eingelegt werden, um die Frist zu wahren, 
da sich diese — anders als die Frist zur Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit (§ 265 Abs. 1 Satz 2 AGB) — 
durch Maßnahmen der Strafverfolgung nicht verlängert (§ 53 
Abs. 3 KKO).

Liegt bereits ein rechtskräftiger Beschluß der Konflikt­
kommission über die materielle Verantwortlichkeit vor, dann 
kann darüber in einem nachfolgenden Strafverfahren nur 
dann anders entschieden werden, wenn sich aus den Feststel­
lungen im Strafverfahren dafür eine andere Anspruchsgrund­
lage ergibt. Das ist der Fall,
— wenn nunmehr wegen vorsätzlicher Schadensverursa­

chung Schadenersatz in voller Höhe zu fordern ist (§ 261 
Abs. 3 AGB), während vorher infolge angenommener 
Fahrlässigkeit auf einen Betrag bis zur Höhe des monat­
lichen Tariflohns (§261 Abs. 2 AGB) erkannt wurde;

— wenn sich nachträglich herausstellt, daß der Schaden zwar 
fahrlässig, aber durch eine unter Alkoholeinfluß began­
gene Straftat verursacht wurde und der Werktätige dafür 
strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wird (§ 263 
AGB);

— wenn im Strafverfahren festgestellt wird, daß der Scha­
den nicht bei der Arbeit, sondern unabhängig davon ver­
ursacht wurde und deshalb nach zivilrechtlichen Bestim­
mungen zu beurteilen ist (§§ 330 ff. ZGB).
Bedeutung und Anforderungen des komplexen Herange­

hens an die Überprüfung der Konfliktkommissionsbeschlüsse 
durch den Staatsanwalt ergeben sich noch aus einem wei­
teren Gesichtspunkt: Es geht auch darum, das Recht, und 
ganz besonders das sozialistische Arbeitsrecht, so zu hand­
haben und anzuwenden, daß es für jeden Werktätigen über­
schaubar bleibt und die Entscheidungen verstanden werden.

Deshalb sichern wir, daß allen Anhaltspunkten für Straf­
taten, die sich aus Konfliktkommissionsbeschlüssen ergeben, 
sofort nachgegangen und in den notwendigen Fällen auch 
rechtzeitig Einspruch gegen den Beschluß eingelegt wird.

Der Geschädigte kann seinen Schadenersatzantrag dann 
insgesamt im Strafverfahren durchsetzen, wenn er den zuvor 
bei der Konfliktkommission gestellten Antrag nunmehr im 
Einspruchsverfahren beim Gericht zurücknimmt. Es gibt
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